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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. betont erneut die große Bedeutung einer unabhängigen Justiz und eines wirksamen 
Kampfes gegen Korruption für die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie; 
begrüßt das neue Verhandlungskonzept der EU, das diese grundlegenden Bereiche in den 
Mittelpunkt des Beitrittsverfahrens rückt und eine frühzeitige Öffnung der 
Verhandlungskapitel 23 und 24 beinhaltet; betont, dass während des Verfahrens 
transparente und gerechte Maßstäbe zur Anwendung kommen müssen, anhand derer die 
Kriterien in konkrete Schritte hin zu einem Beitritt umgewandelt werden;

2. betrachtet die Verbesserung der Unabhängigkeit, der Rechenschaftspflicht, der 
Unparteilichkeit, der Professionalität und der Effizienz der Justiz als grundlegende 
Belange im Zusammenhang mit der Erweiterungspolitik und der Bereitstellung von 
Mitteln; betont, dass im Rahmen von Justizreformen nachhaltige Maßnahmen ergriffen 
werden müssen; fordert eine finanzielle Unterstützung für die einschlägigen Akteure der 
Zivilgesellschaft beim Aufbau langfristiger Kapazitäten; 

3. fordert unparteiische und erfolgreiche Strafverfolgungen und Gerichtsurteile im Kampf 
gegen Korruption auch dann, wenn bekannte Persönlichkeiten unter Anklage stehen, um 
das Vertrauen der Bürger in die Rechtsstaatlichkeit und die öffentlichen Institutionen zu 
stärken; fordert die einschlägigen Behörden auf, die interinstitutionelle Zusammenarbeit 
zu verbessern, die Öffentlichkeit zu sensibilisieren, Kapazitäten für die Planung, 
Durchsetzung und Überwachung von Vorschriften und Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Korruption aufzubauen sowie eng mit der Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) 
und mit unabhängigen staatlichen Stellen wie beispielsweise Agenturen zur Bekämpfung 
der Korruption zusammenzuarbeiten;

4. bedauert, dass die für die Komponente IPA-I bereitgestellten Mittel angesichts der 
Bedeutung dieser Bereiche nach wie vor nicht ausreichend erscheinen; hält es für die 
zukünftige Finanzierung dieser Bereiche unter der Komponente IPA-II für unabdingbar, 
dass Fortschritte hin zur Verwirklichung spezifischer Ziele im Zusammenhang mit einer 
unabhängigen und effizienten Justiz und Rechtsstaatlichkeit sowie Fortschritte bei der 
Bekämpfung der Korruption sowie deren Umsetzung begleitet und auf der Grundlage 
messbarer Indikatoren bewertet werden. 


